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Textteil  zur  8. Änderung  des Bebauungsplanes  Nr.  4

"Ortslage"

der  Gemeinde  Ladbergen

A)  Textliche  Festsetzungen  gem. § 9 Abs.  I BauGB

1. Bei  Inanspruchnabme  der'Grundsfücke  für  die im Bebauungsplan  festgesetzte  Nutzung
(z. B.  Errichtung  von  Gebäuden)  ist je  angefangene  250  m2 Grundstücksfläche
mindestens  ein  heimischer,  standortgerechter  Laubbaum  mittlerer  Gräße  (auch
Obstbäume)  zu pflanzen  und  zu erhalten.

B) Hinweise für füe Ven*klichung  der Planung und für daq RanBpnphmigung;verfahren

1.  Bei Bodeneingriffen  können  Bodendenkmäler  (kulturgeschichtliche  Bodenfunde,  d. h.
Mauerwerk,  Einzelfunde,  aber auch Veränderungen  und  Verförbungen  in  der  natürlichen

Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Thre F.ntder.kimB  ist der Gemeinde Ladbergen
udd dem Landschaftsverband  Westfalen-Lippe,  Westffüisches  Museum  für  Archäolo-
gie/Amt  für Bodendenkmalpflege,  Münster,  unverzüglich  anzuzeigen  (§§ 15 und 16
DSchG).

2.  Im Bereich  von Fußgängerüberwegen,  StraJ3eneinmündungen  und Straßenkreuzungen
sollen  Hochborde  abgesenkt  werden.

3. Dem  Fernmeldeamt  Münster  ist der Beginn  der StraJ3enbauarbeiten  jeweils  6 Monate
vorher  schriftlich  anzukündigen,  um entsprechende  Vorbereifüngen  zu ermöglichen.  Die
Durchführung  von Unterhalfüngsarbeiten  an den Fernmeldeanlagen  darf  nicht  beein-
trächtigt  werden.

4.  Wenn  sich bei Tiefbauarbeiten  etc. der Verdacht  auf  Kampfmittelvorkommen  ergibt,  ist
die Arbeit  sofort  einzustellen  und  der Staatliche  Kampfmittelräumdienst  zu versföndigen.

5. Das Bebauungsplangebiet  liegt  im Bauschutzbereich  des Flughafens  Münster/Osnabick.
Die  maxima.le  Bauhöhe  ist gem. § 12 Luftverkehrsgesetz  auf 63,00  m über  NN  be-
grenzt,  Bei {Jberschreitung  dieser  Bauhöhe  ist die Zustimmung  der Luftfahrtbehörde  er-
forderlich.  Dies  gilt  auch für  den Aufbau  und die Benutzung  von  Baugeräten  während
der  Bauzeit.

Bei einer Geländehöhe  von ca. 51,00  m über  NN  ergibt  sich eine maximale  Bauhöhe
von  ca, 12,00  m, so daß sich angesichts  der maximal  zweigeschossigen  Bauweise  keine
wesentlichen  Einschränkungen  hinsichtlich  der baulichen  Möglichkeiten  ergeben.

6, Aufgrund  der Nähe zu der gegenüberliegenden  Tankstelle  ist im Änderungsbereich  an
der  Müh1enstraJ3e  eine Grundwassernutzung  nur mit  Zustimmung  der wasserwirt-schaft-
lichen  Dienststellen  zulässig.

Sollten  sich  bei  Bauarbeiten  Auffölligkeiten  nach  Farbe,  Geruch  oder  ähnliches  im  Boden
zeigen,  die auf  eine Kontamination  mit  umweltgeföhrdenden  Stoffen  hindeuten,  ist die
Untere  Abfallwirtschaftsbehörde  unverzüglich  zu benachrichtigen.
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7. Die  der  Erstellung  oder  wesentlichen  Änderung  von  Kana1isfönnsnetzen  fiir  die

öffentliche  Abwasserbeseitigung  zugrunde  liegende  Planung  bedarf  einer Genehrnigung

gem.  § 58 LWG.  Beim  Bau  und  Betrieb  von  Anlagen  für  die  öffentliche

Wasserversorgung  sind die §§ 48 LWG  und 40 BauO  NW  zu beachten.

8. Es wird  empfohlen,  unbelastetes  Regenwasser  (z. B. Dachflächen)  als Brauchwasser  zu

verwenden  oder auf  den Grundsfücken  zu versickern.

j



Gemeinde  Ladbergen

Begründung

zur  8. Änderung des Bebauungsplanes  Nr.  4

"Ortslage"

1,  Aufstellungsbesch1uß,  füumlicher  Geltungsbereich

De;.  Rat der Gemeinde  Ladbergen  hat beschlossen,  den BebauungspIan  Nr.  4 "Ortslage"  einer
7. Anderung  zu unterziehen,  um die Festsetzungen  des Bebauungsplanes  in diesem  Bereich

mit den geänderten stä4iebau1ichen Zielvorstellungen in Einklang zu bringen. Der räumliche
Geltungsbereich  dieser  Anderung  umfaßt  den südlichen  Teil  des Bebauungsplanes  südlich  der
Dorfstraße  sowie  einen  kleinen  Teilbereich  westlich  der Mühlenstraße  und nördlich  des Lid-
berger  Mühlenbaches.

2.  Planungsanlaß,  Planungserfordernis

Nach  dem Rahmenplan  der Gemeinde  Ladbergen  sind innerhalb  der Änderungsbereiche  ver-
schiedene  bauliche  Maßnahmen  vorgesehen,  die nach den Festsetzungen  des rechtskräftigen
Bebauungsplanes  (genehmigt  am 23.09.66)  insbesondere  aufgrund  des Zuschnittes  der über-
baubaren  Grundstücksflächen  nicht  zu realisieren  sind.

Um daher  die planungsrechtlichen  Voraussetzungen  für  die Realisierung  dieser  Baumaßnah-

men entsprechend den 4.erzeitigen städtebaulichen Ziefüorstellungen der Gemeinde Lidbergen
zu schgffen,  ist diese Anderung  des Bebauungsplanes  erforderlich.  Insbesondere  soll durch
diese Anderung  des Bebauungsplanes  die Realisierung  verschiedener  Wohnungsbauvorhaben
entsprechend  dem Rahmenplan  ermöglicht  werden,  dq. auch in Lidbergen  ein großer  Bedarf  an
Wohnraum  zu verzeichnen  ist. Insofern  dient  diese Anderung  des Bebauungsp]anes  auch der
Deckung  eines dringenden  Wohnbedarfs  der Bevölkerung.

3.  Bestandssituation,  Planungsabsichten

Im rechtskräftigen  Bebauungsplan  ist der Bereich  südlich  der Dorfstraße  insgesamt  als Misch-
gebiet  im Sinne  des § 6 BauNVO  festgesetzt.  Diese  Festsetzung  soll  auch zukünftig  beibehal-
ten werden,

Auch  die Geschoßzahl,  die im rechtskräftigen  Bebauungsplan  auf  maximal  zwei  Vollgeschosse
beschränkt  ist, wird  beibehalten.

Hinsichtlich  der öffentlichen  Verkehrsflächen  wird  jedoch  im Bereich  der alten SchuIstraße
zwischen  der Dorfstraße  und der Kramerstraße  eine Aufweitung  vorgenommen,  um die hier
nach dem Rahmenplan  vorgesehene  Platzbildung  planungsrechtlich  zu sichern.  Bei  diesen  Flä-
chen handelt  es sich um bereits  befestigte  Stellplatzflächen  im Bereich  des ehemaligen  Rat-
hauses der Gemeinde  Ladbergen.

Die  überbaubaren  Grundstücksflächen  werden  an diese  geänderte  Festsetzung  der Verkehrsflä-
chen angepaJ3t und auch in den anderen  Bereichen  nach den sfödtebaulichen  Zielvorstellungen
der Gemeinde  Ladbergen  zum  Teil  erweitert,  zum Teil  jedoch  auch eingeschränkt.

Die  Grundflächenzahlen  und die Geschoßflächenzahlen,  die im rechtskräftigen  Bebauungsplan
mit  0,3 bzw.  0,5  festgesetzt  sind, werden  auf  einen  Wen  von O,4 bzw.  0,8  erhöht,  um hier,
im unmittelbaren  Ortskern  von Ladbergen  eine ortskerntypische  dichtere  Bebauung  zu ermög-
lichen,  die einerseits  dieser  zentralen  Lage  eher entspricht,  andererseits  jedoch  auch dem Ziel
eines sparsamen  Umgangs  mit  Grund  und Boden  dient.
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Diesem Ziel dient auch die Erweiteg  der RqnmriB1irhkpitpn  im Änderungsbereiö Mühlen-
stde/Mühlenbach.  Hier  sollen  die baulichen  Möglichkeiten  im Bereich  des noch unbebauten

Flurstückes  Nr.  1.041  enveitert  werden,  wobei  jedoch  der hier vnföqnr1pnp  fflq1tm<wertp

Ranmhpqtqnrl wpitfüBphpnrl trhalten wird, Dir prhq1tpnvwpn'pn R*ume werden altSpiQliQiJ
im  Bebauungsplan  festgesetzt.

4.  Umwenverträglichkeit

Durch  die Lage  der Ändenngsbereiche  an der Miih1pnqtrik  (Kreissföifie  Nr.  11) und an der

DofstKattenvenner  Stme  (KreisstJe  Nr. 11) ist das Anderungsgebiet  den durch  den

Kahrzeugverkehr  auf diesen Stmen  verursachten Verkphrszpränrhpn R11!8PWt"n

Für  den Stmfknqhvhnitt  dieser  Kreissföa8e  innerhalb  der Ortslage  liegen  keine  Angaben  über

das Krdtfahrzeugaufkommen  vor.  Für  füe Ermittlung  der zu ciwaileiiJoi  VsrtförqgerFnqföp

wird daher hilfsweise das Verkehrsaufkommen auf der T andp«maflp  Nr, 597 füi,«nBr-i.uzr-ii,

die in nördncher  Verlängeg  der Kreissttaße  Nr. 1l  nadi  Tecklenburg  fflhrt.  Am  Zählpunkt

Nr.  3812/1311  im Norden  der Ortslage  lag das Vriikr1iiyiini,iiiiint'n  w;ihrend  der SttaJ3enver-

kehrsföhlung  1990  bei 3.221  Kfz/24  h.

Nach dem  Runder1aJ3 des Minisförs  für Stadtentwicklung,  Wohnen  und Verkehr  vom

21.07.1988  (Berücksichtigung  des Schallschutzes  im Städtebau  - DIN  18005)  ergeben  sich aus

füeser  Verkehrsbelasfüng  unter  Zugrundelegung freier Schallausbreitung an den närhqtzp1pB+

nen TfüiBrerm"n  neräuschwerte von ca. 60 dB(A) fögsüber und a.  50 dB(A) r«hts.  Daüut
werden  dir  qrham«hnirhpn  örientierungswerte  der DIN  18005  för  Miqrlyhisp  (m dB(A)

tagsüber,  50 dB(A) nachts) nicht überschritten, wobei zii hprörkqirh%"n  iqt, daß derartige
Geräuschwerte  in innerörfüchen  Bereichen  durchaus  üblich  sind.

Die  Festsetzung  von SchallschutzmaJ3rmmen  ist daher icht  eforderlich,  zumal  ohnehin  auf-

grund  anderer  Vorschriften  (u. a. Wärmeschutzverordnung)  der Einbau  von  Fensteü  mit  Iso-

lierverglasung  allgemein  üblich  ist, die bereits  einen Schalldämmwert  entsprechend  der Schall-

vhmzk1aqw  '7. anfweisen,  so daß innerhalb  der Wohngebäude  eine ausreichende  Wohe  ge-

sichert  ist.

Sonstige  negative  UmweIteinflüsse  sind för  den Ändegsbereich  rücht  zu erwarten.

Der  Lidberger  Mühlenbach  wird  durch  diese Ändening  des Bebauungsplpes  rffcht  berührt,  da

auch dir  niqätylirhpn  iihpföanhqrrn  .nnmrlqtiirkqfß'hpn im nörd1i@h(7 Anr1pnmBqhprpirh  sn-
ßerhalb  des gesetzlich  festgestellten  Uberschwemmungsgebietes  liegen,  das nadi  einer  Neube-

rechnung  aus dem Jahre 1993  noch erheblich  reduziert  wurde.

Hinsichfüch  der Belange  von Natur  und Landschaft  ist insbesondere  die Eingriffsregelung  des

Bundemiaturschutzgesetzes  zu beachten.

Durch § 8 a des Bundesnafürsch$gesetzes wird mit nnmittp1bm-r öeltung bestimmt, daß
dann, wenn bei der Aufstenung,  Anderung,  Ergänzung  oder Auföebung  von Tlgli1pitp1änpn

Eingriffe  in Natur  und Landschaft  zu erwarten  sind, über  die Belange  des Naturschutzes  und

der Landschdspflege  im Bauleitplanvefahren  unter entsprechender  Anwendung  des § 8

Abs.  2 Satz 1 und der Vorschriften  über Ersatzmaßnahmen  im Sinne des § 8 Abs.  9 r«h  den

Vorschriften  des BauGB und des BauGB-Maßnahmengesetzes  in der Abwägung  rwh  § 1

BauGB  zu entscheiden  ist.

Dies  bedeutet,  daß füe Belange  des Naturschutzes  urid der Landschaftspflege  wie  alle  andem

Belange  iri die Abwägung  pinmqtp1lpn  «ind, wobei  den Belangen  des Naturschutzes  und der

Landschaftspflege,  wie  jedem  anderen  Belang  auch, icht  von vomherein  ein bestimmtes  Ge-

wicht  zukommt.  Insbesondere  geht dieser  Belang  nicht  gnmdsätzlich  anderen  Belangen  vor.
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Die  Elemente  der Eingriffsregelung  (ohne § 8 Abs.  3 Bundesnaturschutzgesetz)  sind dabei
nicht  unmittelbar,  sondern  entsprechend,  d. h. angepaf3t  an die GesetzmäJ3igkeiten  der Bauleit-
planung  als eine alle  Ansprüche  an die Bodennutzung  integrierende  Gesamtplanung  anzuwen-
den.

Diese  Grundsätze  gelten  insbesondere  für  die Neuaufstellung  von  Bebauungsplänen

Im vorliegenden Fa13, handelt es sich um einen überwiegend bebauten Bereich, in dem der
Schwerpunkt  dieser  Anderung  nicht  auf  einer  Erweiterung  der  Baumöglichkeiten,  sondern  le-
diglich  auf  einer  Neuordnung  der Baugrenzen  liegt.  Lediglich  in dem Teilbereich  an der Müh-
lenstraße  wird  durch  die zusätzlich  festgesetzten  überbaubaren  Gnindstücksflächen  die Errich-
t.png eines zusätzlichen  Wohngebäudes  ermöglicht.  In den übrigen  Bereichen  soll durch  die
Anderung  der  Baugrenzen  lediglich  eine größere  Flexibilität  bei der  Anordnung  der Baukörper
erreicht  werden.

Eine  Erhöhung  der baulichen  Dichte  und damit  eine zusätzliche  Flächenversiegelung  gegen-
über  der  bisherigen  planungsrechtlichen  Situation  ergibt  sich aus der Erhöhung  der Grundflä-
chenzahl  von  0,3 auf  O,4, so daß nun die Bebauungsmöglichkeiten  der Baugmndstücke  um
10 % erhöht  werden.  Bei  Baugrundstücken  in der Größenordnung  von 400 - 800 m2 ergeben
sich damit  zusätzliche  versiegelte  Flächen  in der  Größe  von  40 - 80 m2 je Grundstück.  Hierbei
ist jedoch  zu berücksichtigen,  daß die zulässigen  Grenzwerte  insbesondere  bei großen  Bau-
grundstücken  in der Regel  nicht  ausgenutzt  werden,  so daJ3 der tatsächliche  Versiegelungsgrad
unterhalb  des zulässigen  Höchstwertes  liegen  wird.

Als  Ausgleich  für  die Errichtung  des  zusätzlichen  Wohngebäudes  im  Bereich  Mühlen-
straße/Mühlenbach  sollen  auf  der angrenzenden  Grünfläche  drei zusätzliche  standortgerechte
Laubbäume  angepflanzt  werden.  Ein  entsprechendes  Pflanzgebot  ist im Bebauungsplan  festge-
SetZt.

Als  Ausgleich  für  die Erhöhung  der Grundflächenzahl  von  O,3 auf  0,4  wird  im  Bebauungsplan
festgesetzt,  daß je 250 m2 Grundstücksfläche  mindestens  ein heimischer,  standortgerechter
Laubbaum  mittlerer  Größe  (auch Obstbäume)  zu pflanzen  und zu erhalten  ist. Darüber  hinaus
soll unbelastetes  Regenwasser  auf  den jeweiligen  Baugrundstücken  versickern,  um die Grund-
wasserneubildungsrate  zu verbessern.  Diese  Maßnahmen  spellen einen angemessenen  Beitrag
zum Ausgleich  bzw.  zur Kompensation  für  die durch  die Anderung  des Bebauungsplanes  er-
möglichten  zusätzlichen  Eingriffe  dar, zumal  hier  nur  eine Verdichtung  auf  den vorhandenen
Baugrundstücken  irn Sinne  eines sparsamen  Umgangs  mit  Gnind  und Boden  ermöglicht  wer-
den soll.

Unter  Abwägung  der Belange  des Nafürschutzes  und der Landschaftspflege  einerseits  und der
Belange  der wohnungssuchenden  Bevölkerung  andererseits  räumt  die Gemeinde  Ladbergen
den Belangen  der Wohnraumschaffung  den Vorg  ein, zumal  die zusätzlichen  Bebauungs-
mögIichkeiten  nur geringfügig  erhöht  wurden  und auch entsprechende  Kompensationsmaß-
nahmen  auf  den Baugrundstücken  vorgenommen  werden.

5.  Denkmalschutz,  Denkmalpflege

Das Baudenkmal  "Hotel  Zur  Post",  Dorfstraße  Nr. ll,  ist im Bebauungsplan  gekennzeichnet.

Sonstige Baudenkmäler sin5j innerhalb des Änderungsgebietes nicht vorhanden, Bodendenk-
mfüer  sind nicht  bekannt.  Uber  einen Hinweis  im Bebauungsplan  wird  jedoch  auf  die Melde-
pflicht  für  etwaige  Bodenfunde  hingewiesen.
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6. Ver-  und EntsoraangAltlasicn

Die Ver- und Entsorgung des Ändegsbereiches wird wie bisher durch die niqfflnrliBpn Vpr-

sorgungsträger  sichergestellt  Ggf. sind füe Versorgungs1eitungmetze  mtsprechend  zu envei-

tem.  Die  Kläranlage  vefugt  über  eine auxeichende  Reinigungskapazitäf.

Die  häuslichen  Abfüle  werden  ordnungsgemäfl  entsorgt.

Im Bereich  de'q nrimdqtiirkm  nofsföifle  Nr. 15 befindet sich die Altlast 'Ölunfall  Welp'

(StAWA-Nr.  8/3812/4). Diese Fläche wird irn Rpb'amnga'p1qii raiilsliin'lirnil  !,( lriiiizi':i  1iiirt

Der ÄnrimmBshpyirh  an der Mfihlpmtrk  mfindet  sich in nnmittplhqrü  N"  der gegen-
fihprlirgpnrlpn  T:qnkstelle,  Bei Tankstellen  besteht der begründete  Verdacht einer  Bodenbela-

stung. IB  %hannnzy1qn wird deshalb darauf hingewiesen, dafl eine Grundwassemutzung in
füesem  Bereidi  nur mit  Zustimmung  der zustänfügen  wasspmrtsrh»föirhm  nienststellen m-

lässigist.  -.  '

Sons,0ge Altsföndorte, A1tahlpBmmBm nrler pntyhpmlp  VprdarhMfß'hpn  önrf innerhalb

Aufgestellt:  Juli  1994

Kreis  Steinfurt Gemeinde  Ladbergen

P1annnzqamt

im Aufföig

L
Huelmann


